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I. Zusammenfassung 
Seit dem Jahr 2008 hat sich der Kanton Basel-Stadt intensiv bemüht, die bisher keiner Auf-
sicht unterstehende kantonale Staatsschutzbehörde, die Fachgruppe 9 des Kriminalkommis-
sariats der Staatsanwaltschaft, wirksam zu beaufsichtigen. Gemeinsam mit der Konferenz der 
Kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren konnte der Kanton die Bundesbehörden dazu bewe-
gen, der Einrichtung einer kantonalen Aufsicht zuzustimmen. Der Kanton erliess eine Ver-
ordnung (VV-BWIS), welche die Tätigkeit der kantonalen Staatsschutzbehörde regelt und ein 
Aufsichtsorgan einsetzt. Dieses Kontrollorgan unterstützt den Vorsteher des Justiz- und Si-
cherheitsdepartements (JSD) in der Dienstaufsicht; der Versuch des Kantons, eine institutio-
nell unabhängige Kontrollinstanz einzusetzen, scheiterte am Widerstand des Bundes. 

Mit Beschluss vom 12. Oktober 2010 wählte der Regierungsrat Frau lic. phil. Anita Fetz, 
Ständerätin, sowie die Herren Prof. Dr. Heinrich Koller und Prof. Dr. Markus Schefer als 
Mitglieder des Kontrollorgans. Es steht unter der Leitung des Vorstehers des JSD, Herrn Re-
gierungsrat Hanspeter Gass. Das Sekretariat wird von Herrn Dr. Davide Donati, Leiter des 
Bereichs Recht im JSD, geführt. 

Das Kontrollorgan hat die Kompetenz, die Handlungen der kantonalen Staatsschutzbehörden 
auf ihre Rechtskonformität, auf die richtige Feststellung der Sachverhalte und auf ihre Ange-
messenheit zu kontrollieren. Es ist dabei aber in zentralen Punkten eingeschränkt: Nach der 
Rechtsauffassung des Nachrichtendienstes des Bundes (NDB) darf das Kontrollorgan in Ak-
ten der Fachgruppe 9 nur mit Zustimmung des NDB Einsicht nehmen. Zudem kann es den 
kantonalen Staatsschutzorganen lediglich in Absprache mit dem Vorsteher des JSD Weisun-
gen erteilen. 

Das Kontrollorgan tagte im Berichtszeitraum an insgesamt zwanzig Sitzungen. Es beschloss, 
nur jene Vorgänge zu kontrollieren, die nach seiner Einsetzung im Oktober 2010 stattgefun-
den haben. Es gliederte seine Kontrolltätigkeit in drei Phasen: (1) Informationsbeschaffung 
und Behördenkontakte, (2) Visitationen bei Fachgruppe 9 und Kantonspolizei, (3) Klärung 
von Sonderfragen. 

In der ersten Phase führte das Kontrollorgan eingehende Gespräche mit allen Amtsstellen 
von Bund und Kanton, die für seine Kontrolltätigkeit von primärer Bedeutung sind. Zudem 
besuchte es die Fachgruppe 9 und liess sich insbesondere deren Datenablage erklären. Im 
Verlauf der Gespräche mit dem NDB stellte das Kontrollorgan eine Steigerung des Bewusst-
seins über die Notwendigkeit einer wirksamen kantonalen Aufsicht fest. Dies äusserte sich im 
Berichtszeitraum in einer zunehmend kooperativen und unbürokratischen Gewährung der 
Einsicht in die Daten durch das Kontrollorgan und einer guten weiteren Zusammenarbeit. 
Diese Praxis ist jedoch rechtlich nicht verankert und kann deshalb vom NDB jederzeit geän-
dert werden. 

Die Gespräche mit den kantonalen Behörden (Kantonspolizei, Fachgruppe 9, Staatsanwalt-
schaft, Datenschutzbeauftragter) waren für das Kontrollorgan höchst informativ. Es konnte 
mit allen Behörden ein Verhältnis konstruktiver Zusammenarbeit geschaffen werden. Bei der 
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Kantonspolizei und der Fachgruppe 9 liess sich ein hohes Problembewusstsein feststellen. 
Die Ordnung der Kommunikationsabläufe zwischen diesen Behörden lässt erwarten, dass die 
entsprechenden Vorschriften der VV-BWIS eingehalten werden. Die Fachgruppe 9 präsen-
tierte dem Kontrollorgan seine Datenablage. Das Kontrollorgan erhielt den Eindruck, die 
Ablage sei vollständig, zweckmässig und übersichtlich geordnet; die Voraussetzungen für die 
Löschung der Daten in dieser Ablage nach fünf Jahren, wie dies gesetzlich vorgesehen ist, 
sind gegeben. Näher abzuklären bleibt, ob die Rechtsgrundlagen, auf die sich diese Datenab-
lage stützt, den Anforderungen der Bundesverfassung genügen. Der Informationsaustausch 
zwischen Fachgruppe 9 und Staatsanwaltschaft ist sehr direkt, weil der Vorgesetzte der 
Fachgruppe 9 in Personalunion auch Leitender Staatsanwalt des Kriminalkommissariats ist. 
Das Kontrollorgan wird sich der Frage der Personalunion noch näher annehmen müssen. 

In den Sitzungen mit der Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates konnte das Kon-
trollorgan eingehend über seine Tätigkeit und seine bisherigen Erkenntnisse berichten. 

In der zweiten Phase führte das Kontrollorgan je eine Visitation bei der Kantonspolizei und 
unmittelbar im Anschluss daran bei der Fachgruppe 9 durch. Es prüfte dabei stichprobenwei-
se die Kommunikationsflüsse und den Umgang mit Daten bei drei ausgewählten Demonstra-
tionsbewilligungen und bei drei Aufträgen des Nachrichtendienstes des Bundes an die Fach-
gruppe 9. Es konnte bei allen Stichproben feststellen, dass die verwaltungsinternen Abläufe 
den Vorschriften in der VV-BWIS entsprachen. Die Erhebung, Bearbeitung, Weitergabe und 
Ablage der Daten sowohl durch die Kantonspolizei als auch durch die Fachgruppe 9 entspra-
chen – ausser in den beiden nachfolgend genannten Ausnahmen – den gesetzlichen Vorschrif-
ten. Insgesamt stellte das Kontrollorgan zwei kleinere Mängel fest und verlangte in einer 
Frage eine Klärung: 

(1) Die Ablage der Kantonspolizei mit den Daten zu den einzelnen Demonstrationen wurde im 
Archiv während zehn Jahren aufbewahrt. Darunter befanden sich aber auch Daten nach 
BWIS, die nach fünf Jahren gelöscht werden müssen. Die Kantonspolizei erklärte sich bereit, 
die archivierten Daten inskünftig nach fünf Jahren zu löschen. 

(2) Mitglieder der Fachgruppe 9 hielten nicht sämtliche mündlichen Datenflüsse mit anderen 
Behörden, in denen nachrichtendienstlich relevante Angaben gemacht wurden, im Journal 
fest (wie dies die VV-BWIS vorschreibt). Der Leitende Staatsanwalt erklärte, dass inskünftig 
vollständig und präziser protokolliert werde. 

(3) Bei der Überprüfung eines Auftrags des NDB an die Fachgruppe 9 kam beim Kontrollor-
gan der Verdacht auf, es könnten Datenflüsse mit der Staatsschutzbehörde des Kantons Ba-
sel-Landschaft stattgefunden haben. Dieser Verdacht konnte vom Leitenden Staatsanwalt 
glaubwürdig entkräftet werden. 

In der dritten Phase koordinierte das Kontrollorgan seine Kontrolltätigkeit mit jener des Da-
tenschutzbeauftragten. Zudem wurde die Berichterstattung durch das Kontrollorgan in zeitli-
cher Hinsicht mit jener der anderen involvierten staatlichen Organe abgesprochen. 



Jahresbericht Kontrollorgan Staatsschutz Basel-Stadt 2011  6 
 
 

II. Einleitung: Hintergründe der Einsetzung des Kontrollorgans 
In der Antwort auf die Interpellation Nr. 65 von Tanja Soland vom 4. November 2008 (Ziff. 
7) und im Bericht einer vom Vorsteher des damaligen Sicherheitsdepartements eingesetzten 
Arbeitsgruppe vom 8. Dezember 20081 wurde darauf hingewiesen, dass der Regierungsrat des 
Kantons Basel-Stadt die Absicht habe, alle ihm nach geltendem Recht zustehenden Aufsichts- 
und Kontrollrechte über die kantonalen Organe wahrzunehmen, die im Auftrag des Bundes, 
gestützt auf das Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit 
(BWIS)2, Staatsschutzaufgaben erfüllen. Konkret bestehe die Absicht, in Zusammenarbeit mit 
den Bundesbehörden „eine kantonale Verordnung über den Vollzug des BWIS“3 auszuarbei-
ten. Entsprechende Entwürfe wurden den Bundesbehörden zur Überprüfung auf ihre Verein-
barkeit mit dem Bundesrecht am 23. Dezember 2008, am 23. April 2009 und am 26. Juni 
2009 unterbreitet. Die vom Justiz- und Sicherheitsdepartement (JSD) zur Erarbeitung der kan-
tonalen Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inneren 
Sicherheit eingesetzte Arbeitsgruppe versuchte, den politischen und rechtlichen Bedenken der 
Bundesbehörden (EJPD, VBS, NDB) so weit als möglich Rechnung zu tragen. Dennoch 
konnte keine Einigung (insb. über die Einsichtsrechte des kantonalen Kontrollorgans in die 
einschlägigen Akten) gefunden werden. Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt geneh-
migte die vom JSD als bundesrechtskonform erachtete „Verordnung über den Vollzug des 
Bundesgesetzes zur Wahrung der inneren Sicherheit“ mit Beschluss vom 8. September 2009. 
Sie wurde zwar am 12. September 2009 publiziert, das Inkrafttreten jedoch angesichts der 
anhaltenden Differenzen mit den Bundesbehörden aufgeschoben. 

Der im Nachgang zur Fichenaffäre im Kanton Basel-Stadt (nachrichtendienstliche Erfassung 
von Mitgliedern des Grossen Rates) anhaltende politische Druck und das Vorgehen des Re-
gierungsrates veranlassten die Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren 
(KKJPD), das Anliegen in Zusammenarbeit mit dem VBS aufzunehmen und einer Lösung 
zuzuführen. Die dafür eingesetzte Arbeitsgruppe stand unter der Leitung von Herrn Regie-
rungsrat Hanspeter Gass, Vorsteher des JSD und Vizepräsident der KKJPD. Die Arbeiten 
führten mit Bezug auf die Kontrolle in den Kantonen und die Dateneinsicht zu einer Ände-
rung der Verordnung über den Nachrichtendienst des Bundes (V-NDB) vom 4. Dezember 
2009. Die Änderung vom 18. August 2010 wurde vom Bundesrat auf den 1. Oktober 2010 in 
Kraft gesetzt4. Gestützt auf diese neuen Bestimmungen überarbeitete das JSD des Kantons 
Basel-Stadt die im September 2009 verabschiedete kantonale Verordnung  und unterbreitete 
dem Regierungsrat eine neue „Verordnung über den Vollzug des Bundesgesetzes über die 

                                                 
1 Bericht über die Tätigkeit der vom Vorsteher des Sicherheitsdepartementes des Kantons Basel-Stadt eingesetzten Ar-

beitsgruppen betreffend „Datenschutz“ und „polizeiliche Massnahmen“ im Zusammenhang mit der Anti-WEF-
Demonstration vom 26. Januar 2008, vom 8. Dezember 2008, einsehbar unter 
http://www.medienmitteilungen.bs.ch/bericht_arbeitsgruppen_meier.pdf (zuletzt besucht am 7. März 2012). 

2 BG über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit vom 21. März 1997 (BWIS; SR 120), abgedruckt im An-
hang. 

3 Bericht (Anm. 1) S. 20. 
4 Siehe die Artikel 35 und 35a der Verordnung über den Nachrichtendienst des Bundes vom 4. Dezember 2009 (V-NDB; 

SR 121.1), abgedruckt im Anhang. 
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Wahrung der inneren Sicherheit“ (nachfolgend VV-BWIS)5. Der Regierungsrat genehmigte 
die Verordnung am 21. September 2010 und setzte sie auf den 1. Oktober 2010 in Kraft. 

Die VV-BWIS regelt die Organisation und die Verfahren der Staatsschutzbehörde im Kanton 
Basel-Stadt, ihr Zusammenwirken mit anderen Behörden und stellt die Rechtsgrundlage für 
das Kontrollorgan dar. Dieses unterstützt den Departementsvorsteher des JSD in der Dienst-
aufsicht. Der Versuch des Kantons, eine institutionell unabhängige Kontrollinstanz einzuset-
zen, scheiterte am Widerstand des Bundes. Die VV-BWIS hält zudem ausdrücklich fest, dass 
der Kanton Basel-Stadt keinen eigenen Staatsschutz betreibt. Sämtliche nachrichtendienstli-
chen Aktivitäten von Basler Behörden erfolgen in Ausführung von Bundesrecht. 

III. Einsetzung und Aufgaben des Kontrollorgans 

1. Einsetzung des Kontrollorgans 

§ 3 VV-BWIS hält fest, dass der Regierungsrat zur Wahrnehmung der Dienstaufsicht durch 
die Vorsteherin oder den Vorsteher des Justiz- und Sicherheitsdepartements auf deren oder 
dessen Antrag ein aus drei Mitgliedern bestehendes Kontrollorgan auf eine Amtsdauer von 
vier Jahren wählt. 

Wählbar sind aufgrund ihrer charakterlichen Integrität, ihrer öffentlichen Vertrauenswürdig-
keit und ihrer fachlichen Qualifikation geeignete Personen mit Schweizer Bürgerrecht, über 
die eine Sicherheitsprüfung gemäss Art. 19 ff. BWIS vor der Wahl oder Wiederwahl positiv 
ausgegangen ist. 

Mit Beschluss vom 12. Oktober 2010 wählte der Regierungsrat folgende Personen als Mit-
glieder des Kontrollorgans: 

- Frau lic. phil. Anita Fetz, Jahrgang 1957, Ständerätin des Kantons Basel-Stadt und 
Inhaberin der Beratungsfirma femmedia ChangeAssist; 

- Herr Prof. Dr. iur. et lic. oec. Heinrich Koller, Jahrgang 1941, Direktor Bundesamt 
für Justiz von 1988-2006, em. a.o. Professor für öffentliches Recht an der Univer-
sität Basel und seit 2006 praktizierender Anwalt in Basel; 

- Herr Prof. Dr. Markus Schefer, Jahrgang 1965, seit 2001 Ordinarius für Staats- 
und Verwaltungsrecht an der Universität Basel. 

Das Kontrollorgan trat unter der Leitung von Herrn Regierungsrat Hanspeter Gass erstmals 
am 13. Oktober 2010 zusammen und konstituierte sich. In Abwesenheit des Vorstehers des 
JSD leitet Herr Prof. Schefer das Kontrollorgan. Das Sekretariat wird von Herrn Dr. Davide 
Donati, Leiter des Bereichs Recht im JSD, geführt. 

                                                 
5 Verordnung über den Vollzug des Bundesgesetzes zur Wahrung der inneren Sicherheit vom 21. September 2010 (VV-

BWIS; SG 123.200), abgedruckt im Anhang. 
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2. Aufgaben des Kontrollorgans  

Die Aufgaben des Kontrollorgans sind sowohl in der Verordnung über den Nachrichtendienst 
des Bundes V-NDB (Art. 35 und 35a) umschrieben, als auch in der kantonalen Vollzugsver-
ordnung VV-BWIS (insb. § 10). Das Kontrollorgan untersteht dem Vorsteher des JSD (als die 
im Sinne von Art. 35 V-NDB dem Vollzugsorgan vorgesetzte Stelle) und ist Teil der Dienst-
aufsicht. 

Dienstaufsicht bedeutet die Befugnis einer hierarchisch übergeordneten Stelle, Handlungen 
innerhalb des Verwaltungsträgers zu kontrollieren und notfalls zu korrigieren. Sie bildet das 
Gegenstück zur Dienstanweisung und beinhaltet grundsätzlich auch das sog. „Selbsteintritts-
recht“ (d.h. die Entscheidungsbefugnis anstelle der kontrollierten Einheit). Sie umfasst grund-
sätzlich den ganzen Aufgabenbereich der unterstellten Einheiten, schliesst grundsätzlich um-
fassende Einsichtsrechte ein und beschlägt Rechts-, Sachverhalts- und Angemessenheits-
fragen. Funktionell betrachtet ist die Dienstaufsicht ein Mittel der Verwaltungsführung und 
sichert die Rechts- und Zweckmässigkeit des Verwaltungshandelns innerhalb des jeweiligen 
Verwaltungsträgers. Zudem bildet sie die Grundlage für eine wirksame politische Kontrolle 
(die parlamentarische Oberaufsicht), die auf Geltendmachung politischer Verantwortung aus-
gerichtet ist. 

Die Relativierung mit dem Begriff „grundsätzlich“ deutet an, dass das Kontrollorgan und die 
der kantonalen Staatsschutzbehörde vorgesetzte Stelle (in Basel-Stadt der Vorsteher des JSD) 
mit Bezug auf ihre Dienstaufsicht Einschränkungen unterliegen. Das ergibt sich aus der Tat-
sache, dass die kantonale Staatsschutzbehörde, die Fachgruppe 9, zwar in die kantonale Ver-
waltungsorganisation eingegliedert ist und dem entsprechenden Dienst- und Personalrecht 
untersteht, jedoch ausschliesslich Bundesaufgaben nach dem Bundesgesetz über Massnahmen 
zur Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS) erfüllt. Sie ist damit den Bestimmungen des 
BWIS unterworfen, etwa mit Bezug auf die Auftragsentgegennahme und die Gewährung von 
Einsicht in die von ihr erhobenen Daten. Diese sind nach der Rechtsauffassung des Nachrich-
tendienstes des Bundes als Bundesakten zu qualifizieren. 

Daraus ergeben sich Einschränkungen einmal bezüglich des Einsichtsrechts in die Staats-
schutzakten gemäss Art. 35a V-NDB. Nach dieser Vorschrift können die Organe der kantona-
len Dienstaufsicht (also auch das Kontrollorgan) zwar Einsicht nehmen in jene Daten, die der 
Kanton im Auftrag des Bundes bearbeitet (sei es gestützt auf die Beobachtungsliste nach Art. 
27 V-NDB, sei es gestützt auf die Auftragsliste nach Art. 35 Abs. 3 Bst. V-NDB), jedoch nur 
nach ausdrücklicher Zustimmung des NDB und auf begründetes Gesuch hin (Art. 35a V-
NDB). Der Kanton Basel-Stadt brachte den Bundesbehörden wiederholt zur Kenntnis, dass er 
sich dieser Rechtsauffassung nicht anschliessen könne; er hat angesichts der unnachgiebigen 
Position des NDB in dieser Sache aber nur wenig Handlungsspielraum. 

Eine Relativierung ist ferner mit Bezug auf das Selbsteintrittsrecht zu machen. Das Kontroll-
organ ist ein Element der Dienstaufsicht, die in erster Linie der vorgesetzten Stelle obliegt, 
nämlich dem Vorsteher des JSD. Das Kontrollorgan ist diesem zur Unterstützung beigeordnet 
und diesem verantwortlich (§ 3 Abs. 4 VV-BWIS). Das ist bezüglich allfälliger Weisungs-
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rechte erklärungsbedürftig und deshalb in der VV-BWIS näher ausgeführt worden. Gemäss § 
10 Abs 4 und 5 VV-BWIS berät das Kontrollorgan die Staatsschutzbehörde bei der Feststel-
lung von Mängeln oder auf deren Ersuchen hin. Kommt keine Einigung zustande, kann das 
Kontrollorgan – allerdings lediglich in Absprache mit dem Vorsteher des JSD – gegenüber 
der Staatsschutzbehörde auch Anordnungen erlassen. Dabei ist das kantonale Kontrollorgan 
an die gesetzlichen Vorschriften des Bundes (BWIS und V-NDB) gebunden. 

Zu den Hauptaufgaben des Kontrollorgans (wie sie in Art. 35 V-NDB und § 10 Abs. 2 VV-
BWIS umschrieben sind) zählt die Überprüfung: 

- der Einhaltung der anwendbaren Rechtsvorschriften; 
- der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen (Persönlichkeitsschutz 

und Datensicherheit); 
- der strikten Trennung in der Bearbeitung der Daten zur Wahrung der inneren Si-

cherheit von den übrigen polizeilichen Informationen; 
- der Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungsstellen (Abläufe); 
- wo und wie das kantonale Vollzugsorgan die Informationen beschafft; 
- und wie es die Aufträge des Bundes erledigt (u.a. Zweckmässigkeit). 

Zu diesem Zweck verfügt das Kontrollorgan über folgende Befugnisse und Rechte: 

- Recht auf Auskunftserteilung durch die Staatsanwaltschaft und die Mitglieder des 
Vollzugsorgans; 

- Recht auf Einsichtnahme (nach ausdrücklicher Zustimmung des NDB bei Daten, 
die der Kanton im Auftrag des Bundes bearbeitet); 

- Recht auf Überprüfung der Tätigkeit des Vollzugsorgans anhand von Stichproben 
bei der allgemeinen oder konkreten Auftragserfüllung; 

- Recht auf Unterstützung durch den NDB und die nachrichtendienstliche Aufsicht 
des VBS sowie durch den Datenschutzbeauftragten des Kantons; 

- Recht, an die vorgesetzten Stellen der Dienstaufsicht zu gelangen. 

Das Kontrollorgan ist sodann verpflichtet, dem Vorsteher des JSD, dem Regierungsrat und 
dem Grossen Rat jährlich über seine Tätigkeit und Feststellungen Bericht zu erstatten (§ 12 
VV-BWIS). 

3. Zusammenfassung 

Mit Beschluss vom 12. Oktober 2010 wählte der Regierungsrat Frau lic. phil. Anita Fetz, 
Ständerätin, sowie die Herren Prof. Dr. Heinrich Koller und Prof. Dr. Markus Schefer als 
Mitglieder des Kontrollorgans. Dieses steht unter der Leitung des Vorstehers des JSD, Herrn 
Regierungsrat Hanspeter Gass. Das Sekretariat wird von Herrn Dr. Davide Donati, Leiter des 
Bereichs Recht im JSD, geführt. 

Das Kontrollorgan ist kein institutionell unabhängiges Organ. Es untersteht dem Vorsteher 
des JSD und unterstützt ihn bei der Wahrnehmung der Dienstaufsicht. Es kann die Handlun-
gen der kantonalen Staatsschutzbehörden auf ihre Rechtskonformität, auf die richtige Feststel-
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lung der Sachverhalte und auf ihre Angemessenheit kontrollieren, ist dabei aber in zentralen 
Punkten eingeschränkt: Nach der Rechtsauffassung des NDB darf das Kontrollorgan in Akten 
der Fachgruppe 9 nur mit Zustimmung des NDB Einsicht nehmen. Zudem kann es den kanto-
nalen Staatsschutzorganen lediglich in Absprache mit dem Vorsteher des JSD Weisungen 
erteilen. 

IV. Sitzungsabfolge und Vorgehensweise 

1. Übersicht 

Im Berichtszeitraum traf sich das Kontrollorgan insgesamt zu zwanzig Sitzungen; drei davon 
betrafen die Sitzungsvorbereitung durch einen Ausschuss des Organs. 

In den ersten drei Sitzungen im Jahr 2010 legte das Kontrollorgan die Grundlagen seiner in-
ternen Organisation und seiner Arbeitsweise fest. Es nahm Kontakt zum Datenschutzbeauf-
tragten des Kantons Basel-Stadt, zur Staatsanwaltschaft und zur Fachgruppe 9 des Kriminal-
kommissariats der Staatsanwaltschaft, zur Kantonspolizei und zum Nachrichtendienst des 
Bundes auf. 

In den nachfolgenden Sitzungen führte das Kontrollorgan zahlreiche Gespräche mit diesen 
Amtsstellen des Kantons und des Bundes. Sodann stattete es der Kantonspolizei und der 
Fachgruppe 9 Visitationen vor Ort ab. 

2. Zeitliche Ausdehnung der Kontrolltätigkeit 

Zunächst war die Grundsatzfrage nach der zeitlichen Ausdehnung der Kontrolltätigkeit zu 
klären und festzulegen, mit welchen Methoden und in welcher Abfolge sie erfolgen soll. Das 
Kontrollorgan beschloss, nur jene Vorgänge zu kontrollieren, die nach seiner Einsetzung im 
Oktober 2010 stattgefunden haben. Dafür waren die folgenden Gründe entscheidend: 

1. In intensiven Kontakten mit dem Nachrichtendienst des Bundes (NDB) wurde bald 
deutlich, dass seit dem ersten Drittel des Jahres 2011 strengere Anforderungen an die 
Relevanz von Daten für die innere Sicherheit der Schweiz gestellt werden, als dies bis 
anhin der Fall gewesen war. Allfällige zu weit gehende Erhebungen und Bearbeitun-
gen von Daten durch die Fachgruppe 9 in der Vergangenheit konnten aufgrund dieser 
Änderung der Grundsätze der Informationsbeschaffung auf Bundesebene kaum mehr 
präjudizierende Wirkung ausüben. 

2. Die Vorkommnisse im Zusammenhang mit der WEF-Demonstration von 2008 und der 
Erfassung von Mitgliedern des Grossen Rates durch den Nachrichtendienst waren so 
gut untersucht und aufgearbeitet worden, als es den kantonalen Behörden möglich 
war6. Hinweise auf vergleichbare Vorfälle lagen nicht vor. 

                                                 
6 Eine vollständige Aufklärung dieser Vorkommnisse ist nur der Nachrichtendienstlichen Aufsicht möglich, einer VBS-

internen Kontrollinstanz; siehe Art. 31ff. V-NDB. 
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3. Bei der Erarbeitung der VV-BWIS wurde ein besonderes Augenmerk auf die Zusam-
menarbeit zwischen der Kantonspolizei (und anderen kantonalen Behörden) und der 
Fachgruppe 9 gelegt. Dieses Verhältnis wurde in der VV-BWIS eingehend geregelt 
und in den Anhängen zur Verordnung in übersichtlichen Flussdiagrammen sowohl für 
die betroffenen Behörden als auch für die breite Öffentlichkeit transparent gemacht. 
Eine rückwirkende Kontrolle der Zusammenarbeit hätte kaum zu neuen Erkenntnissen 
mit Bedeutung für die Gegenwart und Zukunft geführt. 

4. Es erschien dem Kontrollorgan vielmehr von zentraler Bedeutung sicherzustellen, dass 
die neuen Regelungen der VV-BWIS in der Praxis auch umgesetzt werden. Darauf 
legte und legt es sein Schwergewicht, nicht auf den für die heutige Praxis nur noch be-
schränkt relevanten Zeitraum vor dem Oktober 2010. 

3. Gliederung der Kontrolltätigkeit 

Das Kontrollorgan beschloss zudem, seine Tätigkeit im Jahr 2011 in drei Phasen zu gliedern: 
In einer ersten Phase beschaffte es sich die für seine Tätigkeit erforderlichen Informationen, 
insbesondere in intensiven Gesprächen mit den betroffenen Amtsstellen des Bundes und des 
Kantons Basel-Stadt. Gestützt auf die Ergebnisse dieser Gespräche wurden die Art und die 
Methode der Kontrollen festgelegt und die Stichproben bestimmt. In der zweiten Phase führte 
das Kontrollorgan bei der Fachgruppe 9 und der Kantonspolizei vor Ort Visitationen durch. In 
der dritten Phase wurde die Kontrolltätigkeit mit jener des Datenschutzbeauftragten koordi-
niert und die Berichterstattung mit den anderen involvierten Behörden abgesprochen. 

4. Zusammenfassung 

Das Kontrollorgan tagte im Berichtszeitraum an insgesamt zwanzig Sitzungen. Es beschloss, 
nur jene Vorgänge zu kontrollieren, die nach seiner Einsetzung im Oktober 2010 stattgefun-
den haben. Es gliederte seine Kontrolltätigkeit in drei Phasen: (1) Informationsbeschaffung 
und Behördenkontakte, (2) Visitationen bei Fachgruppe 9 und Kantonspolizei, (3) Klärung 
von Sonderfragen. 

V. Kontakte mit Amtsstellen und konkrete Kontrolltätigkeit vor Ort 

1. Erste Phase: Informationsbeschaffung und Dokumentierung 

In der ersten Phase dokumentierte sich das Kontrollorgan und nahm Kontakt mit den be-
troffenen Amtsstellen von Kanton und Bund auf. 

a) Dokumentation 
Das Kontrollorgan forderte vom NDB, der Fachgruppe 9 und der Kantonspolizei zunächst 
alle Weisungen, Kreisschreiben, und Richtlinien an, die Bezug zu ihrer nachrichtendienstli-
chen Tätigkeit haben, sowie einen Bericht der Fachgruppe 9 über ihre Organisation, Struktur, 
Informatik, Arbeitsbelastung und Verfahren. 
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b) Kontakte mit kantonalen Behörden 

aa) Kantonspolizei, Staatsanwaltschaft, Fachgruppe 9 

Auf kantonaler Ebene fanden mehrere Sitzungen mit dem Kommandanten der Kantonspolizei 
und seinem Stellvertreter, dem Ersten Staatsanwalt und dem Leitenden Staatsanwalt des Kri-
minalkommissariats der Staatsanwaltschaft (und als solcher verantwortlich für die Fachgrup-
pe 9), dem Datenschutzbeauftragten, sowie dem Leiter der Fachgruppe 9 statt. Zudem wurde 
der Fachgruppe 9 vor Ort ein Besuch abgestattet. 

In diesen Gesprächen konnte sich das Kontrollorgan von den Behördenvertretern über die 
Praxis ihrer Amtsstellen bei der Erfüllung von Aufgaben im Bereich des Staatsschutzes unter-
richten lassen und seine Kenntnisse mit Fragen und in Diskussionen vertiefen. Dies eröffnete 
dem Kontrollorgan vertiefte Einblicke in die tatsächlich geübte Verwaltungspraxis und er-
möglichte ihm, sich ein erstes Bild über allfällige neuralgische Punkte zu machen. Insbeson-
dere erhielt das Kontrollorgan dadurch einen Einblick in die Arbeitsweise der Fachgruppe 9 
und der Kantonspolizei, soweit diese nachrichtendienstliche Aufgaben wahrnehmen, sowie in 
die Zusammenarbeit zwischen diesen beiden Amtsstellen untereinander und mit der Staats-
anwaltschaft. 

Aufgrund dieser Gespräche ergaben sich keine Anhaltspunkte dafür, dass die Zusammenar-
beit zwischen Fachgruppe 9 und der Kantonspolizei nicht der VV-BWIS entsprechen könnte. 
Es wurde allerdings deutlich, dass durch die Personalunion von Leitendem Staatsanwalt des 
Kriminalkommissariats und Vorgesetztem der Fachgruppe 9 ein sehr direkter Informations-
fluss zwischen Nachrichtendienst und Strafverfolgungsbehörden besteht. Das Kontrollorgan 
wird sich der Frage der Personalunion noch näher annehmen müssen. 

Anlässlich eines Besuchs bei der Fachgruppe 9 konnte sich das Kontrollorgan eingehend über 
die Tätigkeit der Fachgruppe, über ihre Organisation, ihre Kontakte mit anderen amtlichen 
Stellen und ihre Datenablage ins Bild setzen. Letztere wurde dem Kontrollorgan anhand kon-
kreter Fälle beispielhaft erläutert. Die Datenablage der Fachgruppe 9 erscheint sehr sorgfältig 
und übersichtlich angelegt. Bei den präsentierten Beispielen erschien sie auch in inhaltlicher 
Hinsicht vollständig. Die Einhaltung der Löschungsfristen von fünf Jahren kann mit der Me-
thode, wie sie dem Kontrollorgan präsentiert wurde, einfach und zuverlässig sichergestellt 
werden. Das Kontrollorgan wird allerdings näher abklären müssen, ob diese Datenablage den 
rechtlichen Grundlagen7 entspricht. 

In den Gesprächen mit der Fachgruppe 9 konnte auch eine gute Lösung mit Bezug auf die 
Auftragsliste des Bundes gefunden werden. Der NDB stellt dem Kontrollorgan halbjährlich 
eine Liste mit allen Aufträgen zu, die er der Fachgruppe 9 erteilt hat8. Die Fachgruppe 9 ih-
rerseits stellt dem Kontrollorgan alle drei Monate (vierteljährlich) eine aktualisierte Version 
dieser Liste zu. Dadurch verfügt das Kontrollorgan stets über aktuelle Kenntnis der vom NDB 
erteilten Aufträge. 

                                                 
7 Siehe Art. 15 Abs. 2 BWIS, Art. 21 V-NDB, § 7 Abs. 4 + 5 sowie § 8 VV-BWIS. 
8 Dazu hinten S. 14. 
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Ein weiteres wichtiges Ergebnis dieser Gespräche bestand darin, dass der Skepsis einiger Ver-
treter der betroffenen Amtsstellen gegenüber dem neu eingerichteten Kontrollorgan entgegen-
gewirkt werden konnte. Es gelang in gewissem Masse, sie von der Notwendigkeit der Kon-
trolle ihrer Tätigkeit zu überzeugen und die Arbeit des Kontrollorgans auf eine Basis gegen-
seitigen kritischen Vertrauens zu stellen. 

Die vertieften Kontakte mit den betroffenen Behörden ermöglichten dem Kontrollorgan zu-
dem, die Art der Visitationen festzulegen und die Themen auszuwählen, die bei den Visitatio-
nen im Zentrum stehen sollten. 

bb) Delegation der Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates 

Eine Delegation der Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates stattete dem Kontroll-
organ in der Berichtsperiode zwei Besuche ab. Das Kontrollorgan informierte die Delegation 
jeweils eingehend über seine bisherige Tätigkeit und die Erkenntnisse, zu denen es gelangt 
war. Zudem wurde die Berichterstattung koordiniert und eine weitere gemeinsame Sitzung 
vereinbart. 

c) Kontakte mit Behörden des Bundes 

aa) Nachrichtendienst des Bundes 

Mit der Direktion und weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des NDB sowie mit Ange-
hörigen der Nachrichtendienstlichen Aufsicht fanden zwei Sitzungen in Bern statt. Vertreter 
des NDB und der Aufsicht waren zudem an mehreren Sitzungen in Basel zugegen. Dabei er-
läuterten die Vertreter der Bundesbehörde ihre Funktionsweise, ihre Zusammenarbeit mit der 
Fachgruppe 9 sowie die Anforderungen, die sie an die Informationen der Kantone künftig 
stellen werden. 

In den Gesprächen wurde die Zusammenarbeit zwischen dem Kontrollorgan und dem NDB 
sowie der Nachrichtendienstlichen Aufsicht näher festgelegt. Dabei standen drei Fragestel-
lungen im Vordergrund: 

(1) Zunächst musste geklärt werden, wie der NDB das Zustimmungserfordernis für die 
Einsicht des Kontrollorgans in Daten des NDB und der Fachgruppe 9 handhaben wür-
de. Wie oben erwähnt, erscheint die neue Bestimmung von Art. 35a V-NDB gegen-
über ihrer Vorgängerbestimmung etwas offener, indem sie keine Begründung im indi-
viduellen Fall verlangt. Wie der NDB diese Norm konkret umsetzen würde, war je-
doch ungeklärt. Das Kontrollorgan stellte sich auf den Standpunkt, der NDB könne 
seine Zustimmung zur Einsichtnahme generell erteilen; sollte im konkreten Einzelfall 
ein besonderes Geheimhaltungsinteresse vorliegen, könnte der NDB die Einsicht ver-
weigern. Die Position des NDB zu dieser Frage oszillierte zunächst. Es kristallisierte 
sich aber bald heraus, dass der NDB eine kooperative Einsichtspraxis einschlagen 
würde, ohne dass er sich jedoch auf die Formel der generellen, grundsätzlichen Zu-
stimmung ausdrücklich festlegen wollte. Im Ergebnis entspricht jedoch die heutige 
Praxis dieser Formel. 
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(2) Der Klärung bedurfte auch die Frage, wie die Auftragslisten nach Art. 35 Abs. 3 lit. c 
V-NDB ausgestaltet würden. Dabei konnte eine Lösung gefunden werden, die den 
Bedürfnissen des Kontrollorgans entspricht. Der NDB stellt dem Kontrollorgan halb-
jährlich eine Liste aller Aufträge zu, die er der Fachgruppe 9 erteilt hat. In der Liste 
wird jeder Auftrag inhaltlich kurz umschrieben. Aufgrund dieser Umschreibung wählt 
das Kontrollorgan jene Aufträge aus, die es im Rahmen von Stichproben einer näheren 
Prüfung unterziehen will. Es ist deshalb von zentraler Bedeutung, dass die Umschrei-
bung des Auftrags inhaltlich aussagekräftig ist. 

(3) Eine dritte Frage betraf die Einsicht des Kontrollorgans in die Beobachtungsliste nach 
Art. 11 Abs. 2 BWIS9. Obwohl das Kontrollorgan seinen Wunsch nach Einsicht mehr-
fach und auf verschiedenen Ebenen thematisierte, erhielt es vom NDB einen abschlä-
gigen Bescheid. Umso erstaunlicher ist es, dass die Beobachtungsliste offenbar den 
Weg zu den Medien gefunden hat10. 

Ein weiteres Thema der Gespräche betraf die Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen dem 
Kontrollorgan und der Fachgruppe 9. Grundsätzlich steht die Regelung dieses Verhältnisses 
in der Kompetenz der Kantone; der Kanton Basel-Stadt hat entsprechende Vorschriften in der 
VV-BWIS verankert. Angesichts der höchst unklaren bundesrechtlichen Situation war es je-
doch erforderlich, dass auch der NDB der Fachgruppe 9 Anweisungen über den Kontakt mit 
dem Kontrollorgan gab. Dabei musste insbesondere geklärt werden, unter welchen Vorausset-
zungen und in welchen Verfahren die Fachgruppe 9 dem Kontrollorgan Einsicht in seine Da-
ten geben darf, ohne sich von Seiten der Bundesbehörden dem Vorwurf der Amtsgeheimnis-
verletzung auszusetzen. Der NDB hatte zu dieser Frage ein Kreisschreiben entworfen, das für 
sämtliche Kantone Geltung haben sollte. Das Kontrollorgan erhielt Gelegenheit, zum Entwurf 
des Kreisschreibens Stellung zu nehmen und konnte es dadurch inhaltlich massgeblich beein-
flussen. 

An zwei Nachmittagen fand für die Mitglieder des Kontrollorgans eine Einführung in die 
Funktionsweise der Staatsschutz-Datenbank des Bundes, das Informationssystem Innere Si-
cherheit (ISIS), statt. Dies sollte es dem Kontrollorgan erleichtern, bei seinen Kontrollen der 
Fachgruppe 9 die richtigen Fragen zu stellen. Bei den im Jahr 2011 durchgeführten Kontrol-
len vor Ort war zudem stets ein Mitglied der Nachrichtendienstlichen Aufsicht des VBS an-
wesend. 

Im Verlauf der Gespräche mit Vertretern des Nachrichtendienstes des Bundes und seiner 
VBS-internen Aufsicht wuchs deren Bereitschaft zunehmend, beim Aufbau und der Durch-

                                                 
9 Die Beobachtungsliste wird vom VBS erstellt und vom Bundesrat genehmigt. Sie enthält jene Vorgänge, die dem NDB 

zu melden sind, jedoch aus Geheimhaltungsgründen nicht veröffentlicht werden dürfen, sowie jene Organisationen und 
Gruppierungen, über deren Tätigkeit und deren Exponenten alle Wahrnehmungen zu melden sind. Die Auftragsliste 
demgegenüber enthält alle Aufträge, welcher der NDB der Fachgruppe 9 erteilt. 

10 Die Geheimhaltung der Beobachtungsliste scheint jedenfalls nicht gewährleistet zu sein. So wies die SonntagsZeitung 
in einem Beitrag vom 20. November 2011 darauf hin, dass ihr die Beobachtungsliste vorliege und machte Angaben über 
deren Inhalt. Siehe Denis von Burg/Pascal Tischhauser, Auf dem rechten Auge blind, SonntagsZeitung vom 
20.11.2011, S. 5. 
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führung einer kantonalen Aufsicht konstruktiv mit dem Kontrollorgan zusammenzuarbeiten11. 
Dies zeigte sich ganz besonders in der Art und Weise, wie der Nachrichtendienst des Bundes 
dem Kontrollorgan Einsicht in die Daten des Bundes gab. Hier entwickelte der Nachrichten-
dienst eine bislang offene und unbürokratische Praxis. Die künftige Entwicklung dieser Praxis 
lässt sich heute jedoch nicht zuverlässig abschätzen, da sie rechtlich nicht verankert ist; die 
einschlägige Rechtsgrundlage, Art. 35a V-NDB, liesse eine bedeutend restriktivere Handha-
bung zu. Die gegenwärtig geübte kooperative Praxis ist einzig von der Offenheit der zustän-
digen Angestellten des Bundes abhängig. Der Vorsteher des VBS hat anfangs Februar 2012 
u.a. jenem Mitarbeiter der Nachrichtendienstlichen Aufsicht gekündigt12, der als Ansprech-
partner des Kontrollorgans eingesetzt, bei dessen Visitationen anwesend war und vor Ort über 
die Gewährung der Einsicht in die Daten des NDB entschied. Das Kontrollorgan verfügt über 
keine Kenntnisse der Gründe für die Entlassung. Es ist für das Kontrollorgan aber nicht vor-
hersehbar, ob dadurch die Einsichtspraxis des NDB beeinflusst wird oder nicht. Eine klarere 
gesetzliche Regelung auf Bundesebene erscheint unabdingbar13. 

Bei der Ausgestaltung der Auftragsliste, in welcher der NDB zuhanden des Kantons sämtliche 
Aufträge aufführt, die er der Fachgruppe 9 erteilt hat, zeigte der NDB ebenfalls eine problem-
orientierte Offenheit. In ihrer heutigen Ausgestaltung ist diese Liste aussagekräftig und stellt 
ein wirkungsvolles Aufsichtsinstrument für das Kontrollorgan dar. 

bb) Präsident der Geschäftsprüfungsdelegation der Eidgenössischen Räte 

Der Präsident der Geschäftsprüfungsdelegation der Eidgenössischen Räte stattete dem Kon-
trollorgan einen Besuch ab. Dabei informierte er das Kontrollorgan insbesondere über die 
damals anstehende Revision des Bundesgesetzes über Massnahmen zur Wahrung der inneren 
Sicherheit („BWIS light“) und über die dabei allenfalls zu diskutierenden Fragen der Auf-
sicht. 

d) Zusammenfassung 

In der ersten Phase führte das Kontrollorgan eingehende Gespräche mit allen Amtsstellen von 
Bund und Kanton, die für seine Kontrolltätigkeit von primärer Bedeutung sind. Zudem be-
suchte es die Fachgruppe 9 und liess sich insbesondere deren Datenablage erklären. Im Ver-
lauf der Gespräche mit dem Nachrichtendienst des Bundes stellte das Kontrollorgan eine er-
freuliche Steigerung des Bewusstseins von der Notwendigkeit einer wirksamen kantonalen 
Aufsicht fest; dies äusserte sich im Berichtszeitraum in einer bislang kooperativen und unbü-
rokratischen Gewährung der Dateneinsicht durch das Kontrollorgan und einer guten Zusam-

                                                 
11 Diese Veränderungen dürften wesentlich auch durch die organisatorischen und personellen Umwälzungen im Zusam-

menhang mit der Neuansiedlung des Inlandnachrichtendienstes beim VBS mit verursacht worden sein. 
12 Siehe den Bericht von Andreas Schmid, „Maurer entlässt zwei Mitarbeiter der Geheimdienst-Aufsicht“, in der NZZ 

vom 9. Februar 2012, S. 13. 
13 In diesem Sinne auch der Bericht des Bundesrates in Erfüllung des Postulats Malama 10.3045 vom 3. März 2010 „Inne-

re Sicherheit. Klärung der Kompetenzen“, S. 43, vorerst einsehbar unter 
http://www.ejpd.admin.ch/content/dam/data/pressemitteilung/2012/2012-03-02/ber-br-d.pdf (zuletzt besucht am 4. 
März 2012). 
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menarbeit. Diese Praxis ist jedoch rechtlich nicht verankert und kann deshalb vom NDB je-
derzeit geändert werden. 

Die Gespräche mit den kantonalen Behörden (Kantonspolizei, Fachgruppe 9, Staatsanwalt-
schaft, Datenschutzbeauftragter) waren für das Kontrollorgan höchst informativ. Es konnte 
mit allen Behörden ein Verhältnis konstruktiver Zusammenarbeit geschaffen werden. Bei der 
Kantonspolizei und der Fachgruppe 9 stellte das Kontrollorgan ein hohes Problembewusstsein 
fest. Die Ordnung der Kommunikationsabläufe zwischen diesen Behörden lässt erwarten, dass 
die entsprechenden Vorschriften der VV-BWIS eingehalten werden. Die Fachgruppe 9 prä-
sentierte dem Kontrollorgan seine Datenablage. Das Kontrollorgan erhielt den dabei Ein-
druck, die Ablage sei vollständig, zweckmässig und übersichtlich geordnet; die Vorausset-
zungen für die Löschung der Daten in dieser Ablage nach fünf Jahren, wie dies gesetzlich 
vorgesehen ist, sind gegeben. Näher abzuklären bleibt, ob die Rechtsgrundlagen, auf die sich 
diese Datenablage stützt, den Anforderungen der Bundesverfassung genügen. Der Informati-
onsaustausch zwischen Fachgruppe 9 und Staatsanwaltschaft ist sehr direkt, weil der Vorge-
setzte der Fachgruppe 9 in Personalunion auch Leitender Staatsanwalt des Kriminalkommis-
sariats ist. Das Kontrollorgan wird sich der Frage der Personalunion noch näher annehmen 
müssen. 

2. Zweite Phase: Kontrolltätigkeit bei Fachgruppe 9 und Kantonspolizei 

In einer zweiten Phase führte das Kontrollorgan Visitationen bei der Kantonspolizei und der 
Fachgruppe 9 durch. Zunächst wurden Methode und Umfang der Visitationen festgelegt. 

a) Methode und Umfang der Visitationen 
Die VV-BWIS gibt dem Kontrollorgan die Kompetenz, Stichproben durchzuführen14. Die 
Beschränkung auf Stichproben scheint dem Kontrollorgan richtig und entspricht seiner perso-
nellen und materiellen Ausstattung. Das Kontrollorgan legte ein Schwergewicht auf die 
Rechtskontrolle; diese erstreckte sich grundsätzlich auf die Verwaltungsabläufe, die Einhal-
tung des Datenschutzes, insbesondere die Form und den Inhalt der abgelegten Dokumente, die 
Regelung des Zugangs und der Verwendung der Ablage sowie die Löschungsfristen und die 
Art der Löschung, die Art der Informationsbeschaffung und die Art der Auftragserledigung15. 

In der ersten Visitation stand die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen im 
Mittelpunkt. Geprüft wurde, wie die kontrollierten Behörden miteinander und mit Dritten 
kommunizierten; dies involvierte eine Untersuchung der Informationsflüsse und des Umgangs 
mit den dabei ausgetauschten Informationen. Soweit dies mit der Einhaltung der Verwal-
tungsabläufe verknüpft ist, wie sie in der VV-BWIS verankert ist, wurden auch diese kontrol-
liert. 

                                                 
14 Siehe § 10 Abs. 3 lit. b VV-BWIS. 
15 § 10 Abs. 2 VV-BWIS. 
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b) Ausgestaltung und Durchführung der Visitationen 
Das Kontrollorgan führte im Juni 2011 je eine Visitation bei der Kantonspolizei und der 
Fachgruppe 9 durch. Die beiden Visitationen erfolgten am selben Tag, unmittelbar aufeinan-
der folgend und waren eng aufeinander bezogen. Die Fragestellungen wurden den betroffenen 
Amtsstellen nicht im Voraus mitgeteilt. Das Kontrollorgan prüfte den nachrichtendienstlich 
relevanten Umgang mit drei Demonstrationsbewilligungen und die Erledigung von drei Auf-
trägen auf der Auftragsliste des Bundes. Im Vordergrund stand dabei die Kommunikation 
zwischen den involvierten Amtsstellen sowie zwischen den Amtsstellen und Privaten. Es 
wurde geprüft, ob die in der VV-BWIS verankerten Verfahren eingehalten und die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen befolgt wurden. 

Bei allen Visitationen war ein Vertreter der Nachrichtendienstlichen Aufsicht des VBS anwe-
send; der Vorsteher des JSD nahm nicht teil. Die Teilnahme des Vertreters der Nachrichten-
dienstlichen Aufsicht verfolgte primär zwei Zwecke: 

(1) Einsichtsbegehren des Kontrollorgans in die Daten des NDB, insbesondere in die Da-
tenbank ISIS sowie in die Datenablage der Fachgruppe 9, konnten von diesem Vertre-
ter formlos und effizient vor Ort beurteilt werden. Es wurde kein Begehren abge-
lehnt16. 

(2) Der Kanton Basel-Stadt stellt mit Bezug auf die Aufsicht über die kantonale Staats-
schutzbehörde in der Schweiz ein Pilotkanton dar. Die dabei gemachten Erfahrungen 
sollen auch in den anderen Kantonen zum Tragen gebracht werden. Der Vertreter der 
Nachrichtendienstlichen Aufsicht des VBS konnte durch seine Präsenz das Kontroll-
organ einerseits beraten und anderseits die vom Kontrollorgan gemachten Erfahrungen 
aufnehmen. 

c) Umgang mit Demonstrationsbewilligungen 

aa) Durch die Kantonspolizei 

Eine erste Kontrolle ging der Frage nach, wie die Kantonspolizei und die Fachgruppe 9 mit 
Demonstrationsbewilligungen umgehen. Diese Fragestellung erschien dem Kontrollorgan von 
Bedeutung, weil aktenkundig ist, dass in der Vergangenheit vom NDB auch Gesuchsteller 
von Demonstrationen erfasst wurden, die selber keinen Anlass zum Verdacht gaben, in geset-
zesrelevanter Art und Weise eine Gefahr für die innere Sicherheit der Schweiz darzustellen. 

Zunächst erstellte die Kantonspolizei zuhanden des Kontrollorgans eine Liste sämtlicher De-
monstrationsbewilligungen, die zwischen Oktober 2010 und Juni 2011 erteilt wurden. Aus 
dieser Liste bestimmte das Kontrollorgan drei Demonstrationsbewilligungen, deren Behand-
lung durch die Kantonspolizei und die Fachgruppe 9 einer Kontrolle unterzogen wurde. Es 
wurden jene drei Demonstrationsbewilligungen ausgewählt, die aus Sicht des Kontrollorgans 
das grösste Potenzial für eine nachrichtendienstliche Erfassung von Menschen in ihrem Um-
feld aufwiesen. 

                                                 
16 Siehe aber die Vorbehalte des Kontrollorgans oben S. 15. 
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Vor Ort liess sich das Kontrollorgan von den zuständigen Beamten der Kantonspolizei dar-
über informieren, wie die Kommunikation zwischen Kantonspolizei und Fachgruppe 9 bei 
Demonstrationsgesuchen ausgestaltet ist. Zudem liess es sich die physischen und elektroni-
schen Ablagen zeigen und erklären, die im Zusammenhang mit Demonstrationsgesuchen 
verwendet werden. Es prüfte dabei insbesondere die Form und den Inhalt der abgelegten Do-
kumente, die Regelung des Zugangs und der Verwendung der Ablage, sowie die Löschungs-
fristen und die Art der Löschung. 

Mit Bezug auf die drei ausgewählten Demonstrationsbewilligungen prüfte das Kontrollorgan 
zunächst, welche Daten in die Ablagen aufgenommen wurden. Sodann wurde für jeden der 
drei Fälle untersucht, welche zusätzlichen Informationen die Kantonspolizei von Privaten und 
von anderen Behörden, insbesondere der Fachgruppe 9, einholte. Zudem wurde abgeklärt, 
welche Informationen die Kantonspolizei an die Fachgruppe 9 weiterleitete. Sie prüfte, ob 
diese Kommunikationen in den Verfahren erfolgten, wie sie von der VV-BWIS festgelegt 
werden, und ob dabei die datenschutzrechtlichen Anforderungen eingehalten wurden. 

Diese Kontrollen gaben nur zu einer Beanstandung Anlass: Die erwähnten Ablagen wurden in 
Papierform im Archiv während zehn Jahren aufbewahrt, bis sie gelöscht wurden. Soweit da-
bei Daten in Frage standen, die staatsschutzrelevant sind, beträgt die bundesrechtliche Lö-
schungsfrist jedoch fünf Jahre. Nach Rücksprache mit dem Datenschutzbeauftragten gelang-
ten das Kontrollorgan und die Kantonspolizei einvernehmlich zum Entscheid, diese Daten 
inskünftig nach fünf Jahren zu löschen. 

bb) Durch die Fachgruppe 9 

Unmittelbar im Anschluss an die Visitation der Kantonspolizei überprüfte das Kontrollorgan 
die Fachgruppe 9 mit Bezug auf die selben drei Demonstrationsbewilligungen. Dabei zeigte 
sich, dass der Kommunikationsfluss präzise erfasst und die dabei ausgetauschten Informatio-
nen übersichtlich abgelegt werden. Das Kontrollorgan stellte in einem Fall fest, dass ein tele-
fonischer Austausch mit der Kantonspolizei von nachrichtendienstlich relevanten Informatio-
nen nicht im Journal verzeichnet war. Der Departementsvorsteher forderte die Fachgruppe 9 
in der Folge auf, sämtliche mündlichen Übermittlungen von nachrichtendienstlich relevanten 
Informationen im Journal einzutragen. 

Das Kontrollorgan untersuchte darüber hinaus die Berichte, welche die Fachgruppe 9 mit Be-
zug auf die drei Demonstrationsbewilligungen zuhanden des NDB verfasste. Es prüfte insbe-
sondere, welche Angaben über Personen im Zusammenhang mit den Demonstrationen an den 
NDB weitergegeben wurden. Es stellte fest, dass über Personen, gegenüber denen kein kon-
kreter Verdacht bestand, die innere Sicherheit der Schweiz zu gefährden, dem NDB keine 
Angaben übermittelt wurden. Das Kontrollorgan vergewisserte sich zudem, dass keine ent-
sprechenden Angaben in die Datenbank ISIS aufgenommen wurden. 

d) Erledigung von Aufträgen des NDB 
Zusätzlich zu den drei Demonstrationsbewilligungen überprüfte das Kontrollorgan die Kom-
munikationsflüsse mit Bezug auf drei Aufträge, welche der NDB der Fachgruppe 9 zwischen 
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Oktober 2010 und Juni 2011 erteilt hatte. Das Kontrollorgan bestimmte die drei Aufträge ge-
stützt auf die Auftragsliste des Bundes. 

Auf der Seite der Kantonspolizei waren keine Anfragen von Seiten der Fachgruppe 9 mit Be-
zug auf diese drei Aufträge verzeichnet. Es fand diesbezüglich keine Kommunikation statt. 

Auf der Seite der Fachgruppe 9 überprüfte das Kontrollorgan, wie die drei Aufträge ausge-
führt wurden. Dabei legte das Kontrollorgan besonderes Gewicht auf die Beschaffung und 
Weitergabe von personenbezogenen Informationen. Es wurden insbesondere auch die Berich-
te an den NDB eingesehen und abgeklärt, welche Einträge in die Datenbank ISIS erfolgten. 
Bei einem der Aufträge entstand der Verdacht, es könnten informelle, rechtlich nicht zulässi-
ge Kontakte mit den Staatsschutzbeamten des Kantons Basel-Landschaft stattgefunden haben. 
Auf eine entsprechende Nachfrage des Departementsvorstehers beim Ersten Staatsanwalt 
konnte der zuständige Leitende Staatsanwalt den Verdacht jedoch glaubwürdig ausräumen. 

e) Zusammenfassung 

Das Kontrollorgan führte je eine Visitation bei der Kantonspolizei und unmittelbar im An-
schluss daran bei der Fachgruppe 9 durch. Es prüfte dabei stichprobenweise die Kommunika-
tionsflüsse und den Umgang mit Daten bei drei ausgewählten Demonstrationsbewilligungen 
und bei drei Aufträgen des Nachrichtendienstes des Bundes an die Fachgruppe 9. Es konnte 
bei allen Stichproben feststellen, dass die verwaltungsinternen Abläufe den Vorschriften in 
der VV-BWIS entsprachen. Die Erhebung, Bearbeitung, Weitergabe und Ablage der Daten 
sowohl durch die Kantonspolizei als auch durch die Fachgruppe 9 entsprachen – ausser in den 
beiden nachfolgend genannten Ausnahmen – den gesetzlichen Vorschriften. Insgesamt stellte 
das Kontrollorgan zwei kleinere Mängel fest und verlangte in einer Frage eine Klärung: 

(1) Die Ablage der Kantonspolizei mit den Daten zu den einzelnen Demonstrationen wurde 
im Archiv während zehn Jahren aufbewahrt. Darunter befanden sich aber auch Daten nach 
BWIS, die nach fünf Jahren gelöscht werden müssen. Die Kantonspolizei erklärte sich bereit, 
die archivierten Daten inskünftig nach fünf Jahren zu löschen. 

(2) Mitglieder der Fachgruppe 9 hielten nicht sämtliche mündlichen Datenflüsse mit anderen 
Behörden, in denen nachrichtendienstlich relevante Angaben gemacht wurden, im Journal fest 
(wie dies die VV-BWIS vorschreibt). Der Leitende Staatsanwalt kündigte an, dass inskünftig 
vollständig und präziser protokolliert werde. 

(3) Bei der Überprüfung eines Auftrags des NDB an die Fachgruppe 9 kam beim Kontrollor-
gan der Verdacht auf, es könnten Datenflüsse mit der Staatsschutzbehörde des Kantons Basel-
Landschaft stattgefunden haben. Dieser Verdacht konnte vom Leitenden Staatsanwalt glaub-
würdig entkräftet werden. 



Jahresbericht Kontrollorgan Staatsschutz Basel-Stadt 2011  20 
 
 
3. Dritte Phase: Klärung von Sonderfragen 

a) Koordination mit dem Datenschutzbeauftragten 
Die bisherigen Ausführungen haben deutlich gemacht, dass ein wichtiger Aspekt der Tätig-
keiten des Kontrollorgans in der Überprüfung der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften besteht. Gestützt auf das Informations- und Datenschutzgesetz des Kantons Basel-
Stadt ist für diese Kontrollen der kantonale Datenschutzbeauftragte zuständig17. Diese Zu-
ständigkeit wurde mit der Einsetzung des Kontrollorgans nicht geschmälert. 

Das Kontrollorgan und der Datenschutzbeauftragte koordinierten deshalb ihre datenschutzre-
levanten Tätigkeiten. Sie kamen überein, dass das Kontrollorgan die Tätigkeiten der Fach-
gruppe 9 und der Kantonspolizei im Bereich des Staatsschutzes umfassend beaufsichtigt 
(auch unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten), und zwar sowohl innerhalb dieser Be-
hörden als auch im Verkehr zwischen diesen Behörden. In datenschutzrechtlich offenen Fra-
gestellungen konsultiert es den Datenschutzbeauftragten. Alle anderen öffentlichen Organe, 
die nachrichtendienstliche Aufgaben wahrnehmen, werden – auch in staatsschutzrelevanten 
Aspekten – vom Datenschutzbeauftragten, nicht vom Kontrollorgan beaufsichtigt. 

b) Koordination der Berichterstattung 
Eine weitere Sonderfrage betraf die Koordination der Berichterstattung durch das Kontrollor-
gan. Nach § 12 VV-BWIS berichtet das Kontrollorgan gleichzeitig dem Vorsteher des Justiz- 
und Sicherheitsdepartements, dem Regierungsrat und dem Grossen Rat. Zudem musste aus 
materiellen Gründen auch eine gewisse Koordination mit dem Datenschutzbeauftragten si-
chergestellt werden. Es erwies sich für diese Organe – und ihre jeweilige Berichterstattung – 
in zeitlicher Hinsicht am günstigsten, die Berichterstattung des Kontrollorgans innerhalb des 
ersten Quartals abzuschliessen. Der erste Jahresbericht wird Ihnen deshalb Mitte März 2012 
zugestellt. 

c) Zusammenfassung 

In der dritten Phase koordinierte das Kontrollorgan seine Kontrolltätigkeit mit jener des Da-
tenschutzbeauftragten. Zudem wurde die Berichterstattung durch das Kontrollorgan in zeitli-
cher Hinsicht mit jener der anderen involvierten staatlichen Organe abgesprochen. 

VI. Würdigung und Ausblick 

1. Würdigung 

Die Zusammenarbeit des Kontrollorgans mit den von ihm beaufsichtigten Amtsstellen (Fach-
gruppe 9 und Kantonspolizei) konnte in zahlreichen Gesprächen mit den Verantwortlichen 
auf eine gute Basis kritischen Vertrauens gestellt werden. Beide Amtsstellen zeigten sich of-
fen für die Thematisierung der rechtsstaatlich heiklen Fragen, welche die nachrichtendienstli-

                                                 
17 Gesetz über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 (IDG; SG 153.260). 
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che Tätigkeit aufwirft. Auf Anfragen des Kontrollorgans reagierten sie schnell und sachbezo-
gen. 

Dieser positive Eindruck bestätigte sich auch bei den stichprobenweise durchgeführten Visita-
tionen bei der Fachgruppe 9 und der Kantonspolizei. Abgesehen von kleineren Ausnahmen 
war der Umgang mit nachrichtendienstlichen Daten in den geprüften Stichproben korrekt. 
Allerdings offenbarten sich zwei Problemkreise institutionell-organisatorischer Art: (1) Durch 
die Integration der Staatsschutzbehörde in das Kriminalkommissariat der Staatsanwaltschaft 
ist der Leitende Staatsanwalt in Personalunion sowohl den Staatsschutz- als auch den Straf-
verfolgungsbehörden vorgesetzt. (2) Die Arbeitsdatenbank der Fachgruppe 9 erscheint recht-
lich nur prekär abgestützt und inhaltlich wenig bestimmt. 

Die Zusammenarbeit mit dem Datenschutzbeauftragten und der Geschäftsprüfungskommissi-
on des Grossen Rates war erfreulich. Das Kontrollorgan schätzt die offene und unformalisti-
sche Kooperation mit dem Datenschutzbeauftragten und ist erfreut über das Interesse, welches 
die GPK seiner Tätigkeit gegenüber bekundet. 

Mit dem Nachrichtendienst des Bundes und seiner Aufsicht konnte nach anfänglichen 
Schwierigkeiten eine sachbezogene und produktive Zusammenarbeit etabliert werden. Die 
Bemühungen des Kantons Basel-Stadt für die Einrichtung einer Aufsicht über die Staats-
schutzbehörden im Kanton werden mittlerweile auch vom NDB mit getragen. Die Praxis des 
NDB zur Einsicht des Kontrollorgans in Staatsschutzakten ist erfreulicherweise kooperativ. 

2. Ausblick 

Aufgrund der dargelegten Erkenntnisse legt das Kontrollorgan im kommenden Berichtsjahr 
die folgenden Schwerpunkte: 

Es wird bei der Fachgruppe 9 und der Kantonspolizei weitere themenspezifische Visitationen 
vornehmen und stichprobenweise bestimmte Dossiers näher untersuchen. Dabei ist insbeson-
dere das Zusammenwirken dieser Behörden mit anderen kantonalen Behörden und jenen des 
Bundes einzubeziehen. Auf innerkantonaler Ebene wird sich das Kontrollorgan der Frage der 
Personalunion von Leitendem Staatsanwalt des Kriminalkommissariats und der kantonalen 
Staatsschutzbehörde näher annehmen müssen, auf der Ebene des Austauschs zwischen kanto-
nalen und Bundesbehörden der Zusammenarbeit zwischen den kantonalen Behörden im Be-
reich des Staatsschutzes und dem Grenzwachtkorps. Zudem wird näher abzuklären sein, in 
welchem Rahmen und auf welchen Rechtsgrundlagen die Arbeitsdatenbank der Fachgruppe 9 
weitergeführt werden kann. 

Die gute Zusammenarbeit mit dem Datenschutzbeauftragten ist auf der heute bestehenden 
Basis fortzusetzen. Ein besonderes Augenmerk wird auf der Koordination der Prüfungen 
durch das Kontrollorgan mit jenen des Datenschutzbeauftragten liegen müssen. 

Auch der regelmässige Austausch mit der Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates 
ist weiterhin zu pflegen. Das Kontrollorgan begrüsst das Interesse der GPK an den nachrich-
tendienstlichen Aktivitäten der Basler Behörden und ermuntert den Grossen Rat, seine Kom-
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petenzen im Bereich der Oberaufsicht auch künftig wahrzunehmen. Es weist diesbezüglich 
auf ein Gutachten des Bundesamtes für Justiz vom 25. Juni 2008 zuhanden der Geschäftsprü-
fungsdelegation der Eidgenössischen Räte18 sowie auf den Bericht des Bundesrates vom 3. 
März 2012 (Bericht Malama)19 hin, wo ausdrücklich festgehalten wird, das Bundesrecht lasse 
Raum für die Oberaufsicht durch Kantonsparlamente. Es wird Sache des Grossen Rates und 
seiner Geschäftsprüfungskommission sein, Art und Umfang der Oberaufsicht im Bereich des 
Staatsschutzes zu überprüfen und näher zu präzisieren. Eine Koordination mit dem NDB und 
mit der Geschäftsprüfungsdelegation der Eidgenössischen Räte erscheint diesbezüglich unab-
dingbar. 

Die bisherigen guten Erfahrungen mit der kooperativen Gewährung von Einsicht in Daten des 
Staatsschutzes durch den NDB können nicht darüber hinwegtäuschen, dass eine rechtlich ei-
nigermassen befriedigende Regelung dieser Frage nach wie vor fehlt. Das kooperative Ver-
halten des NDB stellt nur eine rechtlich ungesicherte Verwaltungspraxis dar und könnte je-
derzeit geändert werden. Das Kontrollorgan erwartet, dass sein Einsichtsrecht in Daten des 
Staatsschutzes im neuen Nachrichtendienstgesetz des Bundes auf eine rechtlich tragfähige 
Basis gestellt wird. In diesem Sinne erachtet es nun auch der Bundesrat als „angezeigt, dass in 
der neuen Gesetzgebung über den zivilen Nachrichtendienst, die zurzeit erarbeitet wird, auf 
Gesetzesstufe klare Regelungen über die Aufsichtsbefugnisse von Bund und Kantonen im 
Staatsschutzbereich statuiert werden.“20 Das Kontrollorgan wird sich gegebenenfalls an der 
Vernehmlassung beteiligen, die voraussichtlich im Mai eröffnet wird21. 

 

 

Basel, 23. März 2012 

 

 

 

 

 

 

Anita Fetz    Heinrich Koller   Markus Schefer 
  

                                                 
18 Das Gutachten ist nicht veröffentlicht. Es liegt bei den Akten des Kontrollorgans. 
19 Bericht Malama (Anm. 13) S. 43. 
20 Bericht Malama (Anm. 13) S. 124. 
21 Siehe http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/preview.html#VBS (zuletzt besucht am 4. März 2012). 
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Verteilliste 
Dieser Bericht wird gemäss § 12 VV-BWIS dem Grossen Rat, dem Regierungsrat und dem 
Vorsteher des Justiz- und Sicherheitsdepartements gleichzeitig zugestellt. Zusätzlich wird er 
den folgenden Stellen zugesandt: 

Kanton Basel-Stadt 

• Datenschutzbeauftragter 
• Staatsanwaltschaft 
• Kantonspolizei 

Bund 

• Geschäftsprüfungsdelegation der Eidgenössischen Räte 
• Bundesrat Ueli Maurer, Vorsteher des VBS 
• Nachrichtendienst des Bundes 
• Bundesamt für Justiz 

Andere Kantone 

• Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und –direktoren KKJPD 
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Anhang 
Dieser Anhang enthält einen Abdruck der folgenden Erlasse: 

- Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inneren  
Sicherheit vom 21. März 1997 (BWIS; SR 120) 

- Verordnung (des Bundesrates) über den Nachrichtendienst  
vom 4. Dezember 2009 (V-NDB; SR 121.1) 

- Verordnung (des Regierungsrates) über den Vollzug des  
Bundesgesetzes zur Wahrung der inneren Sicherheit vom  
21. September 2010 (VV-BWIS; SG 123.200) 
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